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der 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Ur. 14. Berlin, Montag, den 5. Juli 1909. 9. Jahrgang. 


Inhalt: 

I. Herfonalien: S. 281. 

II. Allgemeine Uerwaltungsſachen: Betr. Unterſuchung von Waſſerverſorgungen S. 281. 
III. Zandelsangelegenheiten: Schiffahrts angelegenheiten: Betr. Statiſtik der Seeſchiffahrt S. 282. 
Betr. Statiſtik des Verkehrs und der Waſſerſtände auf den deutſchen Binnenwaſſerſtraßen S. 282. 
IV. Gemerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und 

Verwendung von Acetylen S. 283. — 2. Dampfkeſſelweſen: Betr. Keſſelwärter S. 283. — 
3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Betr. Überſicht über kommunale Arbeitsnachweiſeſtellen 
S. 284. Betr. Einrichtung und Betrieb von Steinbrüchen und Steinhauereien S. 284. Betr. Ein⸗ 
richtung ‚und Betrieb der Roßhaarſpinnereien, Haar⸗ und Borſtenzurichtereien uſw. S. 285. — 
4. Arbeiterverſicherung: Betr. ortsübliche Tagelöhne ($ 7 NBO.) S. 286. Betr. Beſcheinigungen 

gemäß § 75a des KVG. S. 286. 

V. Gewerbliche Anterrichts angelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Betr. Ausbildung 
von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde S. 286. — 2. Fort- 
bildungsſchulen: Betr. Normalſtatut für Fortbildungsſchulen S. 287. 

Beilage: Überſicht über die in Preußen vorhandenen kommunalen oder mit kommunaler Unterſtützung 
betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen nach dem Stande vom 1. Januar 1909 S. 289 


I. Perſonalien. 


„Seine Majeſtät der König haben Aller- ſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter- 
gnädigſt geruht, verſicherung Regierungsbezirk Oppeln ernannt 
den im Miniſterium für Handel und worden. 
Gewerbe kommiſſariſch beſchäftigten 
Regierungsaſſeſſor Dr. Neuhaus zum Zu Baugewerkſchuloberlehrern find er- 
r ل لب‎ nannt worden: 
em Kommerzienrat Georg Viktor Lynen 1% Si n R 
in Stolberg, Landkreis Aachen, den ۳ en a ET e 
Charakter als Geheimer Kommerzienrat Idſtein, Heilmaier in Buxtehude, 
zu verleihen. Hanſteen in Rendsburg, Neiff in 
Buxtehude, Möllinghoff in Idſtein, 


Der Regierungsaſſeſſor Dr. Ercklentz in Otto in Nienburg, Figert in Katto⸗ 
Berlin iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden witz, Stephan in Aachen und Kohl— 
der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung hagen an der Bauabteilung der Ge- 
Stadtkreis Berlin und Regierungsbezirk 


werbeſchule in T : 
Potsdam und des Schiedsgerichts für die I horn 


Arbeiterverſicherung im Eiſenbahndirektions⸗ 
bezirke Berlin ernannt worden. Bei dem Landesgewerbeamt iſt der Hilfs⸗ 

Der Regierungsaſſeſſor von Neumann kanzliſt Albert Müller zum Kanzliſten er⸗ 
in Oppeln iſt zum ſtellvertretenden Vor⸗ nannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 
Betr. Unterſuchung von Waſſerverſorgungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ۱ ۱ 
Berlin W. 66, den 11. Juni 1909. 


Durch Erlaß vom 25. Dezember 1904 (SMBl. 1905 S. 11) iſt die Geologiſche ۰ 
anſtalt von mir angewieſen worden, die gutachtliche Unterſuchung von Waſſerverſorgungen 
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in allen Fällen, in welchen ein überwiegendes öffentliches Intereſſe vorliegt, durch ihre 
Beamten gegen alleinige Erſtattung der Tagegelder und Reiſekoſten, ohne Forderung eines 
beſonderen Honorars, ausführen zu laſſen. 

Inzwiſchen hat die Inanſpruchnahme der genannten Anſtalt durch derartige Unter⸗ 
ſuchungen einen ſolchen Umfang angenommen, daß die Beamtenſtellen der Anſtalt in den 
letzten Jahren nicht unerheblich vermehrt werden mußten. Da ſomit durch die Unterſuchung 
und Begutachtung der Waſſerverſorgungen dem Staate bedeutende Koſten erwachſen, die 
ſich vorausſichtlich im Laufe der Zeit noch ſteigern werden, ſehe ich mich veranlaßt, die 
erwähnte Vergünſtigung auf bedürftige Gemeinden zu beſchränken. 

Sie wollen daher die Landräte anweiſen, bei der Weitergabe von Anträgen auf 
Begutachtung von Waſſerverſorgungen ſich über eine etwaige Bedürftigkeit der beantragenden 
Gemeinde zu äußern. 

T 4920. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten 


und zur Kenntnis an die Königlichen Oberbergämter und die Königliche Geologiſche Landes— 
anſtalt hier. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Statiſtik der Seeſchiffahrt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Juni 1909. 


Der Erlaß vom 19. Juli 1875 (IV. 9978), durch den angeordnet worden iſt, daß über 
jeden Unfall eines Schiffes nichtdeutſcher Flagge eine zweite Zählkarte angefertigt und 
unmittelbar nach dem Unfalle dem Herrn Reichskanzler (Auswärtiges Amt) eingereicht 
werden ſoll, hat durch den Erlaß vom 23. April d. J. (M Bl. S. 219), der ausſchließlich 
ſtatiſtiſche Zwecke verfolgt, keine Anderung erfahren und iſt daher auch ferner zu beachten 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der bisherigen Zählkarte die durch die Beſtimmungen des 
Bundesrats über die Statiſtik der Seeſchiffahrt vom 27. Juni 1907 unter D eingeführte 


Nachweiſung getreten iſt. 
Im Auftrage. 


IIb 5360. von der Hagen. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


und zu gleichmäßiger Beachtung an die übrigen Herren Regierungspräſidenten der See⸗ 
ſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Statiſtik des Verkehrs und der Waſſerſtände auf den deutſchen Binnenwaſſerſtraßen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Juni 1909. 

Um die von Privaten verwalteten ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen für die Binnenſchiffahrt 
von Portokoſten für Poſtſendungen freizuſtellen, erſuche ich Eure Exzellenz im Einverſtändnis 
mit dem Herrn Finanzminiſter, gefälligſt dafür Sorge zu tragen, daß dieſen Stellen mit 
Aversvermerk verſehene Briefumſchläge mit der aufgedruckten Adreſſe der das Material 
weiter verarbeitenden Behörden ausgehändigt werden. 


Im Auftrage. 
IIa 3329. von der Hagen. 
An die Herren Oberpräſidenten 


und zur gleichmäßigen Veranlaſſung an den Herrn Regierungspräſidenten in Potsdam 
(Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen). 


2 9[qdõ]k d 


283 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Juni 1909. 

In der Polizeiverordnung, betreffend die Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung 
von Acetylen ſowie die Lagerung von Carbid, (HM Bl. 1906 S. 169) find beſondere Beitim- 
mungen über die Freizügigkeit beweglicher Apparate über 2 kg Füllung nicht getroffen. 
Dieſe Lücke wird in dem neuen, gegenwärtig den Bundesregierungen vorliegenden Entwurfe 
zur Abänderung der Polizeiverordnung beſeitigt. Die einzige auf bewegliche Apparate 
dieſer Art bezügliche Beſtimmung der beſtehenden Polizeiverordnung, die mit Rückſicht auf 
die in Schaubuden, Karuſſells und dergl. benutzten beweglichen Apparate getroffen worden 
iſt, befindet ſich im § 2 Abſ. 2. 

Mit Rückſicht auf die zunehmende Verwendung beweglicher Apparate zu Schweiß⸗ 
zwecken und die Erſchwerung, die der Induſtrie aus der Meldepflicht und jedesmal erneuten 
Prüfung der Apparate nach 81 der Polizeiverordnung erwachſen, erſcheint es jedoch geboten, 
ſchon jetzt Erleichterungen hinſichtlich der Anmeldung und Prüfung der beweglichen Apparate 
mit größerer Füllung als 2 kg eintreten zu laſſen. Entſprechend dem Entwurfe der neuen 
Polizeiverordnung wird bei beweglichen Apparaten zur Metallbearbeitung mittels Heiz⸗ 
brenner bis zu einer einmaligen Füllung von 10 kg Carbid, deren Syſtem vom deutſchen 
Acetylenverein im Betriebe geprüft und von mir unter Erteilung einer laufenden Typen⸗ 
nummer beſonders zu dieſem Zwecke zugelaſſen worden iſt, von der wiederholten Anzeige bei 
ihrer vorübergehenden Inbetriebſetzung in dem Bezirk anderer Ortspolizeibehörden als der 
des Wohnortes ihres Beſitzers abzuſehen fein, wenn letzterer vor der erſtmaligen Inbetrieb— 
ſetzung die vorgeſchriebene Anzeige mit einer Zeichnung und Beſchreibung des Apparats 
unter Angabe des Erlaſſes, mit dem die Zulaſſung des Syſtems erfolgt iſt, der Ortspolizei⸗ 
behörde ſeines Wohnſitzes erſtattet hat. Dieſe Papiere ſind mit der Beſtätigung der Polizei⸗ 
behörde des Wohnortes des Beſitzers über die erfolgte erſtmalige Anmeldung bei dem 
beweglichen Apparate mitzuführen. Bei Apparaten, die den Nachweis ihrer miniſteriellen 
Zulaſſung nicht führen können, wird dagegen von Fall zu Fall nach erfolgter Anzeige die 
Prüfung durch den zuſtändigen Sachverſtändigen zu veranlaſſen ſein. 

Ich ſtelle anheim, entweder die Ortspolizeibehörden mit entſprechender Anweiſung 
zu verſehen oder die Polizeiverordnung durch einen entſprechenden Nachtrag zu § 1 zu 
ergänzen. 

Im Auftrage. 
III 2873. Dr. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


und zur gleichmäßigen Nachachtung an die übrigen Herren Regierungspräſidenten (außer 
Arnsberg) und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Keſſelwärter. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
SEE Berlin W. 66, den 19. Juni 1909. 

Unter den im Erlaß vom 16. Juni 1908 (HM Bl. S. 240) erwähnten neueren Grund⸗ 
ſätzen find die bereits damals in Ausſicht genommenen, inzwiſchen durch Bundesratsbeſchluß 
vom 17. Dezember 1908 erlaſſenen allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die 
Anlegung von Landdampfkeſſeln zu verſtehen. Dieſe ſtellen eine weſentliche Minderung der 
in den früheren Erlaſſen geſtellten Anforderungen an die Verankerung der Rohrwände und 
das äußerſte Maß der Sicherheit dar, das bei allen Keſſeln gewahrt werden muß, um 
namentlich die mit der Bedienung der Keſſel betrauten Perſonen vor ſchweren Unfall⸗ 
gefahren zu ſchützen. Stellt ſich daher bei der inneren Unterſuchung oder Waſſerdruckprobe 
älterer Keſſelanlagen heraus, daß die Rohrwände auch dieſen erleichterten Bedingungen 
nicht entſprechen, und weigert ſich der Beſitzer unter Hinweis auf die ihm erteilte Genehmigung, 
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die erforderliche Verankerung uſw. der Rohrwände auszuführen, jo iſt bei Keſſelanlagen in 
gewerblichen Betrieben durch polizeiliche Verfügung auf Grund des § 120d der Gewerbe- 
ordnung, bei anderen Anlagen auf Grund des § 10 Titel II 17 des Allgemeinen Landrechts 
anzuordnen, daß Perſonen fo lange am Keſſel nicht beſchäftigt werden dürfen, als der gefahr- 
drohende Zuſtand fortbeſteht. 

Im Auftrage. 
III 1536. Dr. Neuhaus. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Überſicht über kommunale Arbeitsnachweiſeſtellen. 
Berlin W. 66, den 15. Junt 1909. 

Anbei überſenden wir Ihnen eine Überſicht über die in Preußen vorhandenen kommunalen 
oder mit kommunaler Unterſtützung betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen nach dem 
Stande vom 1. Januar 1909 für die dortigen Akten und zur Verteilung an die Nachweiſe⸗ 
ſtellen Ihres Bezirks. 

Weitere Abdrücke können gegen Erſtattung der Koſten von Carl Heymanns Verlag, 
hier W. 8, Mauerſtraße 43/44, bezogen werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auſtrage. In Vertretung. 
Neumann. Holtz. 


III 4957 M. f. H. — IIe 1766 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Einrichtung und Betrieb von Steinbrüchen und Steinhanereien. 

1 ini 1 be. 
Der Minifter für Handel und Gewer ی‎ 

Am 1. Juli d. Is. treten die Beſtimmungen der Bekanntmachung, betreffend die Ein- 
richtung und den Betrieb von Steinbrüchen und Steinhauereien (Steinmetzbetrieben), vom 
31. Mai d. Is. (RGBl. S. 471) in Kraft und an die Stelle der Bekanntmachung vom 
20. März 1902 (RGBl. S. 78). Zur Erläuterung der neuen Beſtimmungen bemerke ich 
olgendes: 
Bi Um Zweifel über das Anwendungsgebiet der Vorſchrift des § 4 zu befeitigen, wonach 
die im Freien beſchäftigten Steinhauer gegen die Unbilden der Witterung zu ſchützen ſind, 
ift jetzt im § 4 beſtimmt zum Ausdrucke gebracht worden, daß dieſe Vorſchrift für alle in 
Steinbrüchen und Steinhauereien beſchäftigten Steinhauer, Schrottſchläger, Kleinſchläger, 
Klarſchläger und Pflaſterſteinkipper (Pflaſterſteinſchläger) gilt. Von ihrer Ausdehnung auf 
die Steinſchläger an den Chauſſeen uſw. iſt abgeſehen worden, weil auf dieſe § 120 e der 
Gewd., der die geſetzliche Grundlage der Beſtimmungen bildet, meiſt nicht anwendbar iſt. 

Auch die Beſtimmungen des § 9 Abſ. 1 und 2, die für diejenigen Arbeiter, welche 
bei der Steingewinnung und beim Boſſieren oder bei der weiteren Bearbeitung von Sand⸗ 
ſtein beſchäftigt werden, eine tägliche Höchſtarbeitszeit von 10 oder 9 Stunden vorſchreiben, 
hatten Meinungsverſchiedenheiten hervorgerufen. Immer wieder wurde die Anſicht ver⸗ 
treten, daß die Beſchäftigung ſolcher Arbeiter über die zugelaſſene Höchſtarbeitszeit hinaus 
verlängert werden dürfe, ſobald die Arbeiter während eines Teiles des Tages zu anderen 
als den bezeichneten Arbeiten verwendet würden. Um dieſen Irrtum auszuſchließen, iſt 
jetzt im § 9 ausdrücklich beſtimmt worden, daß die Höchſtarbeitszeit auch dann nicht über⸗ 
ſchritten werden darf, wenn Arbeiter nicht den ganzen Tag über, ſondern nur während 
eines Teiles des Tages zu jenen Arbeiten verwendet werden. 

Im 5 10 Abſ. 1 iſt das bisherige Verbot der Beſchäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeitern bei der Steingewinnung oder der Rohaufarbeitung von Steinen 
nunmehr auch auf die Abräumungsarbeiten und im § 10 Abſ. 3 iſt das bisherige Verbot 
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der Beſchäftigung jener Arbeiterklaſſen beim Transport oder Verladen von Steinen nun⸗ 
1 5 auch auf den Transport und das Verladen von Abraum und Abfall ausgedehnt 
worden. 

Zugleich iſt klargeſtellt worden, daß als Rohaufarbeitung von Steinen im Sinne des 
5 10 Abſ. 1 auch die im Steinbruche bewirkte Herſtellung von Chauſſeeſteinen (Schotter, 
Klarſchlag, Knackſchlag, Kleinſchlag) zu gelten hat. Dabei iſt jedoch vorgeſehen, daß die 
höhere Verwaltungsbehörde für ihren Bezirk oder Teile desſelben die Beſchäftigung von 
Arbeiterinnen über 18 Jahre mit der Herſtellung von Chauſſeeſteinen unter der Bedingung 
geſtatten kann, daß die Dauer der Beſchäftigung im Steinbruche täglich 6 Stunden nicht 
überſteigt. Von dieſer Ermächtigung wollen Sie nur da Gebrauch machen, wo eine ſolche 
Beſchäftigung von Arbeiterinnen ſchon bisher üblich war und zu keinen Bedenken Anlaß 
gegeben hat. Insbeſondere iſt die Erlaubnis da nicht zu erteilen, wo Staub entwickelndes 
Geſtein bearbeitet, oder wo die Arbeit unter Benutzung von ſchweren Hämmern ausgeführt 
wird. Vor Erteilung der Erlaubnis iſt ein Gutachten des Gewerbeinſpektors und des 
Kreisarztes einzufordern. 


§ 10 Abſ. 2 war in feiner früheren Faſſung mehrfach falſch gedeutet worden. Es 
war angenommen worden, daß die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter bei der Bearbeitung 
feuchten Sandſteins, welche nicht verboten iſt, 10 Stunden täglich währen durfte, während 
fie für erwachſene Arbeiter im 5 9 Abſ. 2 auf die Dauer von nur 9 Stunden täglich Des 
ſchränkt iſt. Um ſolchen Mißverſtändniſſen vorzubeugen, iſt durch einen Zuſatz klargeſtellt, 
daß dieſe Beſchäftigung auch für jugendliche Arbeiter höchſtens 9 Stunden täglich 
währen darf. 

Ich erſuche Sie, die Gewerbeinſpektoren zu veranlaſſen, daß ſie die Unternehmer ihres 
Bezirkes, für welche die neuen Beſtimmungen Bedeutung haben, alsbald auf ihre veränderten 
Pflichten hinweiſen. 

In Vertretung. 


III 4451. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Einrichtung und Betrieb der Roßhaarſpinnereien, Haar- und Borſtenzurichtereien uſw. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Juni 1909. 

Eine Polizeibehörde hatte die Beſtimmung des § 5 der Bekanntmachung vom 
22. Oktober 1902, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Roßhaarſpinnereien, 
Haar⸗ und Borſtenzurichtereien ſowie der Buͤrſten- und Pinſelmachereien (MODI. S. 269), 
dahin ausgelegt, daß das Geradebinden oder Bündeln der Borſten vor der Desinfektion 
durch ſtrömenden Waſſerdampf nicht zuläſſig fei. Der Verband Deutſcher Bürften- und 
Pinſelinduſtrieller hat hiergegen Einſpruch erhoben und gebeten, durch eine Anderung des 
§ 5 oder durch eine authentiſche Interpretation zweifellos klarzuſtellen, daß das Bündeln der 
Borſten auch bei jenem Verfahren geſtattet ſei. Der Herr Reichskanzler hält die Anſicht 
der erwähnten Polizeibehörde nicht für zutreffend. Nach den angeſtellten Unterſuchungen 
iſt das Bündeln der Borſten auch vor der Desinfektion durch ſtrömenden Waſſerdampf 
unerläßlich, wenn dabei die Borſten nicht Schaden erleiden und ſich krumm ziehen ſollen. 
Im § 5 iſt daher das „Bündeln“ ohne Rückſicht darauf, ob die Desinfektion durch Kochen 
oder ſtrömenden Waſſerdampf erfolgt, geſtattet worden. Da die klare Faſſung der Vor⸗ 
ſchrift eine andere als dieſe Auslegung nicht zuläßt, ſcheint eine Anderung des § 5 der 
Bekanntmachung im Sinne der Antragſteller nicht erforderlich zu ſein. Um indes ähnlichen 
irrtümlichen Auslegungen der Beſtimmung vorzubeugen, mache ich darauf aufmerkſam, 
daß das Bündeln der Borſten vor der Desinfektion, gleichviel nach welchem der drei im 
§ 2 obiger Bekanntmachung bezeichneten Verfahren, ohne weiteres geſtattet iſt. 


In Vertretung. 
III 5055. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. ortsübliche Tagelöhne (§ 8 KG.). 

Die Beilage zu Nr. 26 des Zentralblatts für das Deutſche Reich vom 25. Juni d. J. 
enthält auf Seite 293 ff. einen im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte zuſammengeſtellten 
Veränderungsnachweis der auf Grund des 5 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes feſt⸗ 
geſtellten ortsüblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter, abgeſchloſſen am 20. Juni ۰ 3 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KBG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗Unterſtützungs⸗Kaſſe für das Maurer-, Zimmerer- und Dachdecker⸗Gewerk 

zu Calbe a. S. nebſt den beiden Vorſtädten (E. H.), 
„Kranken- und Sterbeunterftügungs- Kaffe Friede und Einigkeit (E. H.) in Danzig, 
Krankenunterſtützungs⸗Kaſſe „Zur Bruderliebe“ in Bischofsheim (E. H.), 
Allgemeine Krankenunterſtützungs⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) in Fiſchbach, 
„Gewerbe-Kranken⸗Kaſſe Biebrich (gegründet 1842) (E. H.), 
„Kranken⸗Unterſtützungskaſſe der Arbeiter in den Gemeinden Sudweyhe und Kirch— 
weyhe (E. H.), 
7. Kranken⸗Unterſtützungskaſſe der vereinigten Handwerksgehilfen (E. H.) in Olvenſtedt, 
8. Kranken⸗ und Sterbe- (Begräbnis⸗) Kaffe des Vereins Mühlhäuſer Wirte (E. 9.) 
in Mühlhauſen i. Th., 
9. Kranken⸗ und Sterbekaſſe für Himmelpforten und Neukuhla (E. H.), 
10. Allgemeiner Unterſtützungsverein für Krankheit und Sterbefälle (E. H.) zu Münſter 
i. Taunus, 
11. Kranken⸗Unterſtützungs⸗Verein (E. H.) in Driedorf, 
12. Krankenunterſtützungskaſſe für Gold- und Silberarbeiter u. v. B. in Hanau (E. H.), 
13. Kranken und Sterbe⸗Kaſſe für die vereinigten Handwerker in Brandenburg a. H. 
und in den Kreiſen Zauch-Belzig-, Oſt⸗ und Weſthavelland (E. H.). 


Berlin, den 30. Juni 1909. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 4900 U. Ang. Neumann. 


3 تن حجر ان دی 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten, 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 

und Medizinal⸗Angelegenheiten. Berlin, den 12. Juni 1909. 

Zur Frage am Schluſſe des Berichts bemerke ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Miniſter für Handel und Gewerbe, daß die Zulaſſung zur Prüfung für Lehrerinnen der 
weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde von der Abſolvierung eines Jahres- 
kurſus in einem Seminar für Handarbeits- bezw. Hauswirtſchaftslehrerinnen abhängig zu 
machen iſt. 

Die früheren Mißſtände auf dem Gebiete der Ausbildung von Handarbeits- und 
Hauswirtſchaftslehrerinnen würden ſehr bald wiederkehren, wenn an der bei den Vorſchriften 
vom 24. Juni 1907 vorausgeſetzten einjährigen Ausbildung in einem mit den geeigneten 
Lehrkräften beſetzten, den nötigen Lehrmitteln ausgeſtatteten und mit Übungsklaſſen ver⸗ 
bundenen Seminar nicht ſtreng feſtgehalten wird. Zum erfolgreichen Unterrichten genügt 
es nicht, daß ſich die jungen Mädchen ein beſtimmtes Maß von Kenntniſſen und praktiſchen 
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Fertigkeiten aneignen — was ſich allenfalls auf privatem Wege erreichen ließe —, ſie 
müſſen vielmehr auch mit den weitergehenden Pflichten einer Lehrerin und Erzieherin ver⸗ 
traut gemacht werden, was ſich nur durch nachhaltige und planmäßige Einwirkung auf 
Denkweiſe und Geſinnung, durch Belehrungen über die Art des Unterrichts und die 
Behandlung der Schülerinnen ſowie durch praktiſche Ubungen im geordneten Seminar⸗ 
unterricht erzielen läßt. 

Im Auftrage. 


U IIIC 2236. (gez.) Schwartzkopff. 


An das Königliche Provinzial-Schulkollegium in N. 


2. Fortbildungsſchulen. 


Betr. Normalſtatut für Fortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 22. Juni 1909. 

Ihren Bedenken gegen die Vollſtreckung der über Fortbildungsſchüler verhängten 
Karzerſtrafen mit Hilfe der Polizei vermag ich mich nicht anzuſchließen. Die Vorſchrift 
im § 120 Abſ. 3 der Gewerbeordnung, wonach im Wege ſtatutariſcher Beſtimmungen die⸗ 
jenigen Vorſchriften erlaſſen werden können, durch welche die Ordnung in der Fortbildungs⸗ 
ſchule und ein gebührliches Verhalten der Schüler geſichert wird, bietet die Möglichkeit, in 
die Ortsſtatute eine Beſtimmung aufzunehmen, nach der der Schulleiter befugt iſt, Karzer⸗ 
ſtrafen bis zu 6 Stunden während der ſchulfreien Zeit zu verhängen. (Vgl. den Rund⸗ 
erlaß vom 25. Februar d. J., MDL. S. 119.) Iſt die Verhängung der Karzerſtrafe 
aber rechtsgültig von der durch Ortsſtatut dazu ermächtigten Stelle erfolgt, ſo muß 
es auch möglich ſein, dieſe rechtsgültig erfolgte Anordnung zu vollſtrecken. 

In Übereinſtimmung mit dem Herrn Miniſter des Innern habe ich daher kein Be⸗ 
denken dagegen zu erheben, daß Fortbildungsſchüler, die ſich zum Antritt der Karzerſtrafe 
nicht freiwillig einfinden, von der Polizei dazu vorgeführt werden. Ich erſuche Sie, Biers 
nach das Weitere zu veranlaſſen und auch der Handelskammer in H. hiervon Kenntnis 
zu geben. 

IV 6669. Delbrück. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


— —ñö—3— ۵ ممه‎ — 


Carl Hermanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hoföuchbruder. in Berlin W. 
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